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Entschließungsantrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


zur Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Maßnahmen gegen den Numerus clausus 
- Drucksache 7/1313 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag stellt fest, daß Bund und Länder den Ausbau 
und Neubau der Hochschulen schneller vorangetrieben ha- 
ben als dies in den Planungen 1970 und im Bildungsbericht 
70 vorgesehen war. Allerdings hat auch die Zahl der Stu- 
dienbewerber schneller zugenommen als damals voraus- 
zusehen war. 

Entgegen der Auffassung, daß die Studierchancen der Ab- 
iturienten in der Bundesrepublik noch nie so schlecht waren 
wie heute, stellt der Bundestag fest, daß die Studierchancen, 
gemessen an dem Jahrgangsanteil derer, die aufgrund des 
Abiturs die Chance zum Studium haben, noch nie so hoch 
waren wie derzeit. Während im Jahre 1960 nur 5 v. H. des 
Jahrgangs eine Studienberechtigung erwarben, sind es heute 
etwa 15 v. H. des Jahrgangs. 

Gleichwohl wird in einigen Jahren die geplante Gesamtka- 
pazität des Hochschulsystems, einschließlich einer zumutba- 
ren Überbelegung der Studienplätze kleiner bleiben als die 
Gesamtzahl der Studienberechtigten. 

2. Auch in den nächsten Jahren muß der Ausbau der Hoch- 
schulen bis zu der im Bildungsgesamtplan festgelegten Ge- 
samtkapazität fortgeführt werden. 

a) Der Bundestag fordert, daß die Arbeit an den Bedarfs- 
prognosen zügig vorangetrieben wird. 

b) Der Bundestag fordert, daß die Studienplätze in Engpaß- 
fächern mit besonderem Bedarf vorrangig ausgebaut wer- 
den. 

c) Der Bundestag fordert die Errichtung eines Fernstudiums 
im Medienverbund (z. B. Offene Universität). 

3. Der Bundestag stellt fest, daß angesichts der unvermeid- 
lichen Begrenzung des Hochschulausbaus eine Bewältigung 
der Hochschulprobleme weder im quantitativen Bereich noch 
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im Bereich der inneren Hochschulreform isoliert erreicht wer- 
den kann. 

Solange die entscheidende Weichenstellung für Bildungs- 
und Berufschancen im wesentlichen bei den zehnjährigen er- 
folgt und solange die berufliche Bildung nicht in jeder Bezie- 
hung gleichrangig mit der Bildung in der gymnasialen Ober- 
stufe praktiziert wird, kann es nicht gelingen, ohne gesell- 
schaftspolitisch schwer erträgliche Beschränkungen eine 
sinnvolle Harmonisierung zwischen Bildungswünschen, Be- 
rufsstruktur und gesellschaftlichem Bedarf zu erreichen. 

Der Bundestag begrüßt deswegen die im verabschiedeten 
Bildungsgesamtplan festgelegten Ziele der Gesamtschule 
und die klaren Mehrheitsvoten des Bundes und von sechs 
Ländern hierzu. 

4. Der Bundestag unterstreicht (auch im Hinblick auf die Ver- 
wirklichung der Studienreform) die Notwendigkeit einer 
schnellen Verabschiedung eines Hochschulrahmengesetzes 
und eines neugefaßten Berufsbildungsgesetzes, das aufgrund 
der Markierungspunkte zu einer Gleichwertigkeit von be- 
ruflicher und sogenannter Allgemeinbildung führen soll. 


Bonn, den 5. Dezember 1973 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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